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Rechtsprechung

Matthias Oesch, Fürsprecher, LL.M., Bern*

Norwegischer Lachs und unge-

rechtfertigte Antidumping-Zölle:

ein markanter Entscheid zum

ausservertraglichen Haftpflicht-

recht der EG

Rs. T-178/98, Urteil des Gerichts erster Instanz

vom 24. Oktober 2000"

I. Einleitung

Das Gericht erster Instanz der Europäischen Ge-

meinschaften hat vor kurzem einen wegweisen-

den Entscheid publiziert, der sich eingehend mit

dem Rechtsinstitut der ausservertraglichen Haf-

tung der EG befasst. Darin spricht das Gericht ei-

nem norwegischen Lachsexporteur Schadener-
satz zu, weil die Kommission seine Einfuhren in

die Gemeinschaft mit einem ungerechtfertigten
Antidumping- und Ausgleichszoll belegte.

Das Urteil hat weit reichende rechtspolitische

Bedeutung und bietet gleichzeitig willkommene

Gelegenheit, im Rahmenseiner Besprechung die

allgemeinen Grundsätze des ausservertraglichen

Haftpflichtrechts der EG darzustellen und die Ent-
wicklung der Rechtsprechung aufzuzeigen. Unter

I! werden einleitend die Rechtsgrundlage für ein
europäisches Haftungsinstitut und das methodi-
sche Vorgehen des Europäischen Gerichtshofes
(EuGH) bzw. des Gerichts erster Instanz (EuG) be-
schrieben. Unter Ill wird der Sachverhalt, der dem

Entscheid zu Grundeliegt, dargelegt. Anschlies-

send wird unter IV das Urteil des EuG bespro-

chen; dabei werden die einzelnen Tatbestands-
elemente jeweils allgemein vorgestellt, bevor auf

die konkreten Entscheidgründe Bezug genom-

men wird.

ll. Die ausservertragliche Haftung
der Gemeinschaft

Art. 288 (ex Art. 215) EG regelt die vertragliche

und ausservertragliche Haftung der Gemein-

 

* Wissenschaftlicher Assistent am Institut für Europa- und Wirt-
schaftsvölkerrecht der Universität Bern. Herzlicher Dank gebührt
Raphael Brütsch, Fürsprecher, für die kritische Durchsicht.

! Das Urteil ist auf der offiziellen Homepage des EuGH unter
http://www.curia.eu.int/defjurisp/index.htm zu finden. Vgl. auch
Neue Zürcher Zeitung vom 18. Dezember2000, 16.

schaft und ihrer Bediensteten. Absatz 2 be-

stimmt:

Im Bereich der ausservertraglichen Haftungersetzt die

Gemeinschaft den durch ihre Organe oder Bediensteten

in Ausübung ihrer Amtstätigkeit verursachten Schaden

nach den allgemeinen Rechtsgrundsätzen, die den

Rechtsordnungender Mitgliedstaaten gemeinsam sind.

Dieser knappe Verweis auf die allgemeinen
Rechtsgrundsätze der Mitgliedstaaten erstaunt

angesichts der Bedeutung der ausservertrag-

lichen Haftung für den Individualrechtsschutz. Die

Vorschrift enthält zwar eigenständige Regelungs-

elemente, nämlich den Begriff der Haftung selbst,
das Haftungsobjekt und die haftungsauslösenden

Subjekte?; für die entscheidenden Haftungsvor-
aussetzungen besteht dagegen nur eine «Rah-

men- und Orientierungsregelung»3, die durch
Richterrecht ausgefüllt werden muss. Die Aufga-

be, ein eigenständiges Haftungssystem für die

Gemeinschaft zu entwickeln, fällt somit dem
EuGH bzw.in bestimmten Fällen dem EuGzu.Sie

werden durch den Verweis in Art. 288 Abs. 2
i.V.m. 235 EG ermächtigt, in Konkretisierung der

allgemeinen Rechtsgrundsätze ein europäisches

Haftungsinstitut zu entwickeln“.

Methodisch steht die wertende Rechtsverglei-

chung im Vordergrund®. Diese Vorgehensweise
orientiert sich weder am Vorkommenallgemeiner

Rechtsgrundsätze in allen Mitgliedstaaten noch

am «niedersten gemeinsamen Nenner» dersel-

ben®. Die verschiedenen mitgliedstaatlichen Haf-

tungssysteme bilden vielmehr den Ausgangs-
punkt für eine allseits akzeptierte Gemeinschafts-

haftung, welche die Besonderheiten der Gemein-
schaft wie etwa die Lücken im Rechtsschutz, die

speziellen Vertragsziele oderdie einzigartige inter-

ne Organisationsstruktur angemessen berück-

sichtigt”. Obwohl der EuGH dieses methodische

Vorgehen grundsätzlich bestätigt hat, lassen sich

in den Urteilen selten Hinweise zu rechtsverglei-

chenden Überlegungenfinden®. Es scheint, dass

 

2 Vgl. Peter Gilsdorf/Peter Oliver, Art. 215 Rdnr. 12, in: von der
Groeben/Thiesing/Ehlermann (Hrsg.), Kommentar zum EU-/EG-
Vertrag, 1997.

3 Hans Peter Ipsen, Europäisches Gemeinschaftsrecht, 1972,
538.

4 Armin von Bogdandy, Art. 215 Ranr. 29, in: Grabitz/Hilf (Hrsg),
Kommentar zur Europäischen Union, 1997.

5 Von Bogdandy, zit. in Fn. 4, Art. 215 Rdnr. 29; GA Roemer,

Schlussantrag in der Rs. 5/71, Schöppenstedt/Rat, Sig. 1971, 975,
990; Astrid Czaja, Die ausservertragliche Haftung der EG für ihre
Organe, 1996, 25 f. mit weiteren Verweisen.

6 Michael Schweitzer/Waldemar Hummer, Europarecht, 1996,
Rdnr. 592; von Bogdand'y, zit. in Fn. 4, Art. 215 Rdnr. 28.

7 GA Roemer, Schlussantrag in Rs. 5/71, Schöppenstedt/Rat,
Sig. 1971, 975, 990; von Bogdand)y, zit. in Fn. 4, Art. 215 Rdnr. 29.

8 Gilsdorf/Oliver, zit. in Fn. 2, Art. 215 Rdnr. 12. Kritisch zur me-
thodischen Vorgehensweise des EuGH Jörg Manfred Mössner,
RIW/AWD 1976, 94: «Die grundlegenden Rechtsvorstellungen
der Mitgliedstaaten finden ihren Eingang in die Rechtsprechung
durch die Beratung der aus den verschiedenen Rechtsordnun-
gen stammendenRichter, deren jeder sein heimatliches Rechts- 115
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der EuGH und EuG die Einzelheiten der Schaden-

ersatzklage gemäss Art. 288 Abs. 2 EG ohne ex-

plizite Rechtsvergleichung bestimmen, obwohl

sich die Grundsätze bis auf wenige Ausnahmen

im Rahmen der nationalen Haftungsregeln be-

wegen.
Der EuGH und EuGhabenin ihrer reichhaltigen

Rechtsprechung eine Reihe von Grundsätzen auf-

gestellt, die sie regelmässig wie folgt zusammen-
fassen:

«Nach Artikel 215 {neu Art. 288) Absatz 2 und den all-

gemeinen Rechtsgrundsätzen, auf die er verweist, Ist Vor-

aussetzung für die Haftung der Gemeinschaft, dass ein Tat-

bestand erfüllt ist, dessen Merkmale das Vorliegen eines

Schadens, das Bestehen eines Kausalzusammenhangs

zwischen dem geltend gemachten Schaden und dem den

Organen zur Last gelegten Verhalten und die Rechtswid-

rigkeit dieses Verhaltens sind. »°

Diese Definition enthält die allgemeinen Tatbe-

standsmerkmale für eine Haftung nach Art. 288
Abs. 2 EG, der zusätzlich das grundlegende funk-

tionelle Erfordernis der «Ausübung einer Amtstä-
tigkeit» nennt!®. Ob darüber hinaus ein Verschul-

den gegeben sein muss, ist nach der Rechtspre-
chung des EuGH nicht restlos geklärt. Mittlerwei-

le wird die Gemeinschaftshaftung mehrheitlich

als verschuldensunabhängig qualifiziert!'.

Il. Der Sachverhalt

Im August 1996 leitete die Kommission ein Antidum-

ping- und Ausgleichsverfahren betreffend den Import von

Lachs aus Norwegenein und kam nach den nötigen Er-

mittlungen zum Schluss, Antidumping- und Ausgleichszöl-

le einzuführen'?. Die Fresh Marine Company SA, eine nor-

wegische Gesellschaft, die auf den Handel mit Lachs spe-

zialisiert ist, wurde über diese Absicht der Kommission

unterrichtet und unterbreitete dieserin der Folge ein Ver-

 

verständnis mitbringt, so dass die gemeinschaftsrechtliche Lö-
sung eher eine Symbiose europäischer Rechtsvorstellungen denn
das Substrat methodisch exakter Rechtsvergleichungdarstellt.»

9 Rs. 4/69, Lütticke/KommissionSig. 1971, 325, 337. Diese De-
finition wird, zum Teil in leicht veränderter Form, in allen Urteilen

zu Art. 288 Abs. 2 EG wiederholt.

10 Vgl. dazu Rs. 969, Sayag, Sig. 1969, 329, 331. Der Begriff der
Amtstätigkeit wird eng an denfranzösischen faute de service an-
gelehnt ausgelegt und ist deshalb relativ weit gefasst, Thomas
Oppermann, Europarecht, 1999, Rdnr. 169. Zum Begriff des fau-
te de service im Gemeinschaftsrecht Trevor C. Hartley, The Foun-
dation of European Community Law, 1998, 459.

11 Siehe ausführlich unten IV 3.
12 Dumpingliegt vor, wenn der Ausfuhrpreis einer Warein die EG

niedrigerist als der Nominalwert gleichartiger Waren. Werdendie-
se Warenin die EG importiert, kann ein Antidumping-Zoll erhoben
werden, sofern eine Schädigung des betroffenen gemeinschaft-
lichen Industriezweigs vorliegt. Eine Subvention liegt vor, wenn ei-
ne staatliche Stelle einem Unternehmen,dessen Warenin die Ge-
meinschaft importiert werden,finanzielle Beihilfen leistet und da-
durch einen Vorteil gewährt. Im Fall einer Schädigung desbetrof-
fenen gemeinschaftlichen Industriezweiges kann ein Ausgleichs-
zoll erhoben werden (Antidumping-VO Nr. 384/96 und Antisub-
ventions-VO Nr. 2026/97, welche die entsprechenden WTO-Ab-
kommen umsetzen).

pflichtungsangebot, wonach der Durchschnittspreis ihrer

Ausfuhren von Lachsin die Gemeinschaft pro Quartal 3.25

ECU/kg nicht unterschreiten soll. Ein solches Verpflich-

tungsangebot ist eine nach EG-Aussenhandelsrecht ver-

bindliche Erklärung des Importeurs, entwederseine Prei-

se zu ändern oder die Ausfuhr zu Dumpingpreisenin die

Gemeinschaft zu unterlassen. Die Kommission akzeptier-

te dieses Verpflichtungsangebot mit Wirkung vom 1. Juli

1997 und stellte die Untersuchung gegenüberder Fresh

Marine Company SA im Zusammenhang mit dem Anti-

dumping- und Ausgleichsverfahrenein.

Am 22. Oktober 1997 übermittelte die Fresh Marine

Company SA der Kommission ihren Geschäftsbericht

über die Einfuhren von Lachs in die Gemeinschaft wäh-

rend des dritten Quartals 1997. Die Kommission kam bei

der Prüfung dieses Berichts zum Schluss, dass der durch-

schnittliche Ausfuhrpreis für Lachsin der fraglichen Zeit-

spanne 3.22 ECU/kg betragen und damit unter dem im

Verpflichtungsangebot genannten Mindestdurchschnitts-

preis gelegen hatte; sie folgerte, dass die Verpflichtung

damit nicht eingehalten wurde. Mit Wirkung vom 18. De-

zember 1997 erliess die Kommission die Verordnung (EG)

Nr. 2529/97 zur Einführung eines vorläufigen Antidum-

Ping- und Ausgleichszolls auf die Einfuhren von Lachs aus

Norwegen. Die Fresh Marine Company SA wurde von der

Liste der Gesellschaften, deren Verpflichtungsangebote

die Kommission angenommenhatte, gestrichen; damit

wurden auch auf Lachsimporte aus der Zucht der Fresh

Marine Company SA ein vorläufiger Antidumpingzoll von

0.32 ECU/kg undein vorläufiger Ausgleichszoll von 3,8%

eingeführt.

Die Fresh Marine Company SA musste die Ausfuhren

von Lachs in die Gemeinschaft mit Inkrafttreten der Ver-

ordnung einstellen, weil es wirtschaftlich keinen Sinn

machte, ihre Erzeugnisse zu einem um die Zölle erhöhten

Preis zu exportieren. Sie beantragte am 22. Dezember

1997, die Zölle sofort aufzuheben und brachte vor, sie ha-

be die Verpflichtung im dritten Quartal 1997 nicht verletzt.

Die Kommission habeihren Bericht vom 22. Oktober 1997

dadurch verfälscht, dass sie selbstständig mehrere Linien

herausgestrichen habe. Die Kommission wies die Vorwür-

fe der Fresh Marine Company SA mit Schreiben vom 5. Ja-

nuar 1998 zurück und erklärte, sie habe gewisse Zeilen im

Bericht nicht berücksichtigt, weil diese Angabenenthiel-

ten, denen ein Minuszeichen vorangestellt gewesensei,

und deren Bedeutung ohne einen erklärenden Zusatz

nicht hätte eruiert werden können.

Die Fresh Marine Company SA übermittelte am 6. Ja-

nuar 1998 eine überarbeitete Fassungihres Berichts und

ersuchte die Kommission wiederum,die vorläufigen Zölle

aufzuheben. Nach weiteren klärenden Schriftwechseln

und einer Kontrolle am Sitz der Company durch Bediens-

tete der Gemeinschaft teilte die Kommission am 30. Ja-

nuar 1998 mit, sie gehe nunmehr davon aus, dass die

Fresh Marine Company SA während desdritten Quartals

1997 den in ihrer Verpflichtung angegebenen Durch-

schnittspreis von 3.25 ECU/kg tatsächlich eingehalten ha-

be, und sie werde dem Rat vorschlagen, keine endgülti-

gen Zölle einzuführen. Trotzdem wartete die Kommission

bis am 23. März 1998, bevor sie mit Verordnung (EG)Nr.

651/98 die vorläufigen Antidumping- und Ausgleichszölle

gegenüberder Fresh Marine Company SA aufhob.

Mit Klage vom 27. Oktober 1998 beantragte die Fresh

Marine Company SA vor dem Gericht erster Instanz, die

Kommission sei zu verurteilen, ihr den durch die Einfüh-
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rung der vorläufigen Zölle entstandenen Schaden in der

Höhe von 2 115 000 norwegischen Kronen {nKr.) zu er-

setzen.

IV. Das Urteil des Gerichts erster
Instanz

Das Gericht erster Instanz bejaht die ausserver-

tragliche Haftung der Gemeinschaft für den ent-
standenen Schaden im Grundsatz und schützt die

Klage im Umfang von insgesamt 431 000 nKr. Der

sorgfältig motivierte Entscheid nimmt zu den
wichtigsten Fragen der ausservertraglichen Haf-

tung ausführlich Stellung. Zuerst bestätigt der
EuG den Grundsatz der Selbstständigkeit der
Schadenersatzklage und anschliessend prüft er
die einzelnen Tatbestandselemente, nämlich die
Rechtswidrigkeit, das Vorliegen eines Schadens

und den Kausalzusammenhang.

1. Die Schadenersatzklageals selbst-

ständiger Rechtsbehelf

Die Kommission beantragt, die Klage als unzuläs-
sig abzuweisen und macht geltend, «die Klägerin
habe nicht versucht, die Nichtigerklärung derVer-
ordnung Nr. 2529/97 zu erreichen, obwohlsie be-
fugt gewesensei, diese gemäss Artikel 173 EG-
Vertrag anzugreifen»'3,

Die Schadenersatzklage nach Art. 288 Abs. 2
EG steht in engem Zusammenhang mit der Nich-
tigkeitsklage nach Art. 230 (ex Art. 173) EG und.der
Untätigkeitsklage nach Art. 232 (ex Art. 175) EG.
Der EuGH stellte sich in frühen Urteilen auf den
Standpunkt, dass eine Schadenersatzklage nur
dann zulässig ist, wenn die Rechtshandlung vorab
für nichtig erklärt wordenist!4. Seit 1971 betont der
EuGH jedoch in ständiger Rechtsprechung, dass
sie einen eigenständigen Rechtsbehelf darstellt,
der im Klagesystem des EG-Vertrages eine eigene
Funktion erfüllt; von der Nichtigkeitsklage unter-
scheidetsie sich dadurch, dasssie nicht auf die Be-
seitigung einer bestimmten Massnahme zielt, son-
dern den Ersatz des verursachten Schadens be-
zweckt'5. Die Geltendmachung von Schadenersatz

 

13 EuG-Entscheid, Rdnr. 41.
4 Rs. 25/62, Plaumann/Kommission, Sig. 1963, 240. Darin er-

klärte der EuGH zuerst den Antrag der Klägerin auf Nichtigerklä-
rung einer Massnahme mangels Klagebefugnis nach Art. 173 (neu
Art. 230) EG für unzulässig, und anschliessend folgerte er beim
Antrag auf Schadenersatz: «Ein nicht für nichtig erklärter Verwal-
tungsakt kann aber als solcher keinen Amtsfehler darstellen,
durch den die Verwaltungsunterworfenenverletzt würden. Diese
können daher aus einem solchen Verwaltungsakt keine Schaden-
ersatzansprücheherleiten.»
15 Die wegweisenden Urteile waren Rs. 4/96, Lütticke/Kommis-

sion, Sig. 1971, 325, und Rs. 5/71, SchöppenstedY/Rat, Sig. 1971,
975. Der Grundsatz der Selbstständigkeit kennt allerdings die Ein-
schränkung, dass kein Umgehungstatbestand vorliegen darf: ein
solcher wird namentlich bejaht, wenn mit der Schadenersatzklage

gestützt auf Art. 288 Abs. 2 EG setzt damit nicht
die vorherige Nichtigerklärung einer rechtswidri-
gen Massnahme bzw. die vorherige Feststellung
einer vertragswidrigen Untätigkeit voraus.

Der EuG bestätigt in der vorliegenden Rechts-
sache den Grundsatz der Selbstständigkeit der
Schadenersatzklage und bejaht die Zulässigkeit
der Klage'6. Er betont die verschiedenen Funktio-
nen der Schadenersatzklage und Nichtigkeits-
bzw. Untätigkeitsklage und folgert konsequent,
dass damit jede ihren selbstständigen Platz im Kla-
gegefüge der Gemeinschaft einnimmt: «Im vorlie-
genden Fall würde der Zweck einer Nichtigkeits-
klage gegen die Verordnung Nr. 2529/97 in der Auf-
hebung des vorläufigen Widerrufs der Verpflich-
tung der Klägerin,in der Aufhebung deraufdie Ein-
fuhren ihrer Erzeugnisse in die Gemeinschaft ein-
geführten vorläufigen Antidumping- und Aus-
gleichszölle und in der Freigabe der gegebenen-
falls für diese vorläufigen Zölle hinterlegten Beträ-
ge bestehen. Die Klägerin verfolgt jedoch mit ihrer
Nichtigkeitsklage keines dieserZiele. Die Klageist
auf Ersatz des geschäftlichen Schadens gerich-
tet ...»'7 Das Gericht kommt zum Schluss, dass
die von der Klägerin «erhobene Schadenersatz-
klage jedenfalls nicht mit der Begründung für un-
zulässig erklärt werden (könnte), dass sie nicht
zuvorfristgemäss die Gültigkeit dieser Verordnung
angefochten hat»'8.

Aus dem gleichen Grund verneint das Gericht
auch, dass ein Umgehungstatbestand vorliegt; da-
nach müsste eine Schadenersatzklage für unzuläs-
sig erklärt werden, wenn mit ihr in Wirklichkeit die
Rücknahme eines unanfechtbar gewordenen
Rechtsakts begehrt wird und sie, wenn sie Erfolg
hätte, zur Nichtigkeit der Rechtswirkungen dieses
Rechtsakts führen würde!®. Der EuG hält fest,
dass die Klägerin mit der Schadenersatzklage nicht
bezweckt, die durch Ablauf der zweimonatigen
Frist mittlerweile unanfechtbar gewordeneVerord-
nung rückgängig zu machenund deren Rechtswir-
kungennichtig erklären zu lassen. Die vorliegende
Klage ist vielmehr auf Ersatz des geschäftlichen
Schadens gerichtet, der von den eigentlichen
Rechtswirkungen der Verordnung Nr. 2529/97 zu
unterscheidenist.

Die Bestätigung der ständigen Praxis, wonach
die Schadenersatzklage nicht an die vorherige
Nichtigerklärung einer rechtswidrigen Massnah-

 

eine Umgehung der besonderen VoraussetzungenvonArt. 230 und
232 EG bewirkt werdensoll, oder wennsie auf die Zahlung eines
Betrages gerichtet ist, der Folge einer Einzelfallentscheidung ge-
wesenist, siehe dazu von Bogdandy, zit. in Fn. 4, Art. 215 Rdnr. 44.
18 EuG-Entscheid, Rdnr. 45-53,
17 EuG-Entscheid, Rdnr. 46.
18 EuG-Entscheid, Rdnr. 48.
19 EuG-Entscheid, Rdnr. 50. Vgl. Rs. T-514/93, Cobrecaf

u.a./Kommission, Sig. 1995,11-621; Rs. T-94/95, Landuyt/Kommis-
sion, Sig. 1998, 11-213. 117
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me gebundenist, verdient Zustimmung. Dieses

Resultat ergibt sich dogmatisch aus dem selbst-

ständigen Charakter der Schadenersatzklage und

rechtfertigt sich ebenfalls mit Blick auf die prozes-

sualen Konsequenzenfür die Praxis. Zwei stehen
im Vordergrund: i) Aktivlegitimiert zur Schadener-

satzklage ist jeder geschädigte Rechtsträger, und

die Klagebefugnis ist nicht an die strengen Vor-

aussetzungen von Art. 230 Abs. 4 EG gebunden?®.

Es kann im Rahmen von Art. 288 Abs. 2 EG prak-

tisch die Rechtmässigkeit jeder schädigenden

Handlung eines Gemeinschaftsorgans überprüft

werden; dies gilt auch für Sekundärrechtsakte,

gegen die mangels «individueller und unmittelba-

rer Betroffenheit» kein individuelles Klagerecht

gemäss Art. 230 Abs. 4 EG zusteht?!. Die Scha-

denersatzklage begründet damit einen gewissen

Ausgleich für die fehlende Möglichkeit der An-
fechtung von Normativakten?2; ii) Die Ansprüche

aus ausservertraglicher Haftung verjähren in fünf
Jahren nachEintritt des Ereignisses, das ihnen zu

Grunde liegt23. Durch die Selbstständigkeit der

Schadenersatzklage verliert die kurze Klagefrist

für die Nichtigkeitsklage (zwei Monate, Art. 230

Abs. 5 EG) in diesem Zusammenhang ihre Bedeu-

tung; ein Schadenersatzkläger muss darauf keine

Rücksicht nehmen.

Trotz der Selbstständigkeit der Schadenersatz-
klage kann der Nichtigkeits- bzw. Untätigkeitskla-

ge im Gefüge des ausservertraglichen Haftpflicht-

rechts trotzdem eine gewichtige Funktion zukom-
men. Auch das Gemeinschaftsrecht kennt denall-

gemeinen Rechtsgrundsatz der Schadensminde-

rungspflicht des Geschädigten?*. Überträgt man

dieses Prinzip auf das Verhältnis der Schadener-
satzklage zu anderen Rechtsbehelfen, so lässt

sich, soweit zumutbar, eine Obliegenheit zur vor-

gängigen Ausschöpfung der Nichtigkeits- bzw.

Untätigkeitsklage ableiten2°, Wenn die Nichtiger-
klärung der rechtswidrigen Massnahme den

Schaden hätte mindern oder gar verhindern kön-

nen und die Beschreitung des Rechtsweges dem

Geschädigten zumutbar? gewesen wäre, so kann

 

20 Die Aktivlegitimation zur Schadenersatzklage nach Art. 288
Abs. 2 EG steht nach ständiger Rechtsprechung nicht nur natür-
lichen und juristischen Personen der Mitgliedstaaten zu, sondern
auch gemeinschaftsexternen Rechtssubjekten. Vgl. dazu Rs.
145/83, Adams, Sig. 1985, 3539; von Bogdandy, zit. in Fn. 4,

Art. 215 Rdnr. 35; Klaus Dieter Borchardt, P.! Rdnr. 226,in: Dauses
(Hrsg.), Handbuch des EU-Wirtschaftsrechts, Stand August 2000.
Im vorliegendenFall ist die Klägerin eine juristische Person nach

norwegischer Recht mit Sitz in Norwegen.
21 Vgl. dazu Rs. 25/62, Plaumann/Kommission, Sig. 1963, 240.
22 Ebenso Oppermann,zit. in Fn. 10, Rdnr. 755.
23 Art. 43 der Satzung des Gerichtshofes.
24 Vgl. etwa verb. Rs. 104/89 und 37/90, Mulder, Sig. 1992,|-

3061, Rdnr. 33.
25 Yon Bogdandy, zit. in Fn. 4, Art. 215 Rdnr. 46; Oppermann,zit.

in Fn. 10, Rdnr. 755.
26 Gemäss von Bogdand'y, zit. in Fn. 4, Art. 215 Rdnr. 46, wird
man die Schwelle des Zumutbaren hoch ansetzen können, «so-
weit es sich bei den Klägern um Unternehmen handelt».

dies unter Umständen zur Reduktion des Scha-

denersatzanspruchs oder gar zur Unzulässigkeit

der Schadenersatzklage führen?”.

2. Die Fehlerhaftigkeit des der Kommis-
sion vorgeworfenen Verhaltens

Der Haftungstatbestand ist nach ständiger Recht-

sprechung als Rechtsverletzung konstituiert, was
die Verletzung einer höherrangigen Rechtsvor-

schrift bedeutet28. Dazu gehört auch der Verstoss
gegen ungeschriebenes Gemeinschaftsrecht wie

etwa den Grundsatz der ordnungsgemässen Ver-
waltung®. Jedes rechtswidrige Verhalten der Ge-

meinschaftsorgane kann grundsätzlich eine Haf-
tung auslösen mit der Einschränkung,dassdie ver-

letzte Vorschrift Schutznormcharakter aufweisen

muss, also den Schutz der Interessen (auch) des

Klägers bezwecken muss®®. Dieser Grundsatz gilt

uneingeschränkt bei administrativem Handeln ei-

nes Gemeinschaftsorgans.

Auch normatives Handeln der Gemein-
schaftsorgane, also im Bereich gesetzgeberi-

scher Tätigkeit, kann eine Haftung nach Art. 288
Abs. 2 EG auslösen?!. Dafür genügt ein einfa-

cher Rechtsverstoss jedoch nicht. Seit dem

Schöppenstedt-Urteil fordert der EuGH viel-

mehr, dass «eine hinreichend qualifizierte Ver-

letzung einer höherrangigen, dem Schutz der

einzelnen dienende Rechtsnorm»vorliegt?2; da-

von ist immer dann auszugehen, wenn das han-

delnde Gemeinschaftsorgan die Grenzenseiner
Befugnisse offenkundig und erheblich über-

 

2? Siehe dazu die instruktive Rs. 4/67, Collignon, verehelichte
Müller/Kommission, Sig. 1967, 488, 499: «Die Klägerin hätte die-
sen Schaden abwenden können, wennsie die Massnahmen, um

die es sich handelt, rechtzeitig angefochten hätte. Aus dem Vor-
stehendenergibt sich, dass sie dies unterlassen hat.»
28 Yon Bogdand)y, zit. in Fn. 4, Art. 215 Rdnr. 65; Borchardt,zit. in

Fn. 20, P!! Rdnr. 240. Es gilt darauf hinzuweisen, dass diesesKri-
terium mittlerweile allein auf die Normenhierarchie abstellt und
keine besondere «Wertigkeit» verlangt, von Bogdandy, zit. in Fn. 4,

Art. 215 Rdnr. 93.
29 Die Verletzung dieses Grundsatzes wird definiert als «Unre-

gelmässigkeit, die eine durchschnittlich vorsichtige und sorgfälti-
ge Verwaltung unter ähnlichen Umständen nicht begangen hät-
te», EuG-Entscheid, Rdnr. 61; Rs. T-575/93, Koelman, Sig. 1996,|!-
1, Rdnr. 90: Rs. T-231/97, New Europe Consulting und
Brown/Kommission, Sig. 1999, 11-2403, Rdnr. 30-45; von Bogdan-

dy, zit. in Fn. 4, Art. 215 Rdnr. 72.
3 Borchardt, zit. in Fn. 20, Pi Adnr. 240; Gilsdorf/Oliver, zit. in Fn. 2,

Art. 215 Rdnr. 38 ff. Vgl. bereits Rs. 5, 7, 13-24/66, Kampffmeyer
u.a/Kommission, Sig. 1967, 331, 385. Bezüglich genereller
Rechtsakte siehe verb. Rs. 104/89 und 37/90, Mulder, Sig. 1992,
1-3061, Rdnr. 12. Borchardt, zit. in Fn. 20, P.I Rdnr. 240, betont,
dass der EuGHandasErfordernis des Schutznormcharakters der
verletzten Rechtsnorm keineallzu hohen Anforderungenstellt.
31 D,h. beim Erlass von EG-Verordnungen, EG-Richtlinien oderauch

EG-Entscheidungen, die unter Umständen normativen Charakter ha-
ben können,vgl. verb. Rs. T-481/93 und T-484/93, Vereniging van Ex-

porteurs, Sig. 1995, 11-2941, Rdnr. 86 ff. Da die Organtätigkeit der
Kommission und des Rates vornehmlich in Gesetzgebung besteht,
ist dieser Haftungstatbestand eher die Regel denn die Ausnahme.
32 Rs. 5/71, Schöppenstedt/Rat, Sig. 1971, 975. Einen Überblick

über die Rechtsprechungbietet Rs. T-120/89, Peine-Salzgitter, Sig.
1991, 11-279, Ranr. 74.
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schritten hat33. Der EuGH hat diese Formelur-
sprünglich im Zusammenhang mit Rechtset-
zungsakten, die wirtschaftspolitische Entschei-

dungen voraussetzen, entwickelt; damit sollte die
Gestaltungsfreiheit der Gemeinschaftsorgane in

diesen Bereichen geschützt werden.In der Praxis

scheint das Erfordernis der «hinreichend qualifi-

zierten Verletzung» aber auch bei Rechtsetzungs-

akten mit einem anderen Regelungsgegenstand
zu greifen®*.

Die Unterscheidung zwischen einfacher und

qualifizierter Rechtsverletzung lässt der Zuord-

nung einer Massnahme zur administrativen oder
normativen Kategorie erhebliche Bedeutung zu-

kommen. Genau diese Frageist in der vorliegen-

den Rechtssache umstritten, um «bei der Prüfung
der ausservertraglichen Haftung der Gemein-

schaft das Kriterium der Schwere des zu berück-
sichtigenden Fehlers zu definieren»®®. Die Klägerin

behauptet, die Entscheidung der Kommission, vor-

läufige Antidumping- und Ausgleichszölle einzu-

führen, sei nicht als normativer Rechtsakt, son-

dern als eine Gesamtheit von Verwaltungshand-

lungen anzusehen, die ausschliesslich an sie ge-

richtet gewesen seien. Daher brauchesie nicht

darzulegen, dass die Fehlerhaftigkeit des bean-
standeten Verhaltens der Kommission den Schwe-

regrad erreicht habe, den die Rechtsprechung für

eine Haftung für normative Rechtsakte verlange.
Die Kommission hält entgegen, dass der geltend

gemachte Schaden durch die Verordnung Nr.

2529/97 verursacht worden sei; diese sei klarer-

weise als normativer Rechtsakt zu qualifizieren®®.

a) Administrativer oder normativer

Rechtsakt?

Nach ständiger Rechtsprechung hängt die Frage,

ob einer Handlung normativer oder administrati-

ver Charakter zukommt, vom Inhalt des Rechtsak-
tes und nicht von dessen rechtlicher Form ab?”.

Van der Woulde definiert administrative Rechtsak-

te als «acts by which the administration applies

general rulesin individual cases or otherwise exer-

cises its powersin an individual manner»38. In ers-

 

% Verb. Rs. 83 und 94/76, 4, 15 und 40/77, HNL, S!g. 1978, 1209,
Rdnr. 4.

%* So auch Borchardt,zit. in Fn. 20, PI Rdnr. 243, mit Verweis auf
die Rechtsprechung; a. A. von Bogdanay, zit. in Fn. 4, Art. 215
Rdnr. 84; Paul Craig/Grainne De Burca, EU Law: Text, Cases, and
Materials, 1998, 518. Vgl. jetzt aber Rs. C-352/98, Bergaderm SA
und Goupil/Kommission, Urteil vom 4. Juli 2000, Rdnr. 44: Danach
kann auch im Bereich normativer Rechtsakte «die blosse Verlet-
zung des Gemeinschaftsrechts ausreichen, um einen hinreichend
qualifizierten Verstoss anzunehmen», wenn das Gemeinschafts-
organ über kein Ermessen verfügt, siehe ausführlich unten IV 2 b).
35 EuG-Entscheid, Rdnr. 38.
36 EuG-Entscheid, Rdnr. 55-6.
37 Craig/De Burca, zit. in Fn. 34, 518.

38 M. H. Van der Woulde, Liability for Administrative Acts under
Article 215(2), in: Heukels/McDonnell (eds.), The Action for Da-
mages in Community Law, 1997, 112.

ter Linie knüpft der EuGH dabeian die Grösse des
erfassten Personenkreises an: Zumindest dann,
wenn alle Personen eines bestimmten Wirt-
schaftssektors betroffen sind, liegt ein Rechtset-
zungsakt vor39. Handlungen des Rates und der
Kommission in Bezug auf Verfahren, die auf den

eventuellen Erlass von Antidumpingmassnahmen
gerichtet sind, sind grundsätzlich ebenfalls als

normative Rechtsakte zu qualifizieren‘. Sie
schliessen regelmässig wirtschaftspolitische Ent-

scheidungenein, sodass die Haftung der Gemein-

schaft nur durch eine hinreichend qualifizierte
Rechtsverletzung ausgelöst werden kann.

Der EuG weist aber richtigerweise auf die Be-

sonderheiten der vorliegenden Rechtssachehin.

Das angeblich fehlerhafte Verhalten der Kommis-

sion betrifft gerade nicht die Ausübung der wirt-

schaftspolitischen Gestaltungsfreiheit im Rah-

menihrer normativen Befugnisse, sondern die un-
sachgemässe Prüfung des Quartalsberichts der

Klägerin; auf Grund dieser Prüfung kam die Kom-

mission zum Schluss, dass die Klägerin ihre Ver-

pflichtung verletzt habe. Der EuG führt aus: «Zu

diesem Verhalten (nämlich der Überzeugung,

dass die Klägerin die Verpflichtung verletzt habe)

kam es anlässlich eines Verwaltungshandelns,
das speziell und ausschliesslich die Klägerin be-

traf. Dieses Handeln schloss keine wirtschaftspo-

litische Entscheidung ein und beliess der Kom-

mission nur ein stark eingeschränktes oder über-

haupt kein Ermessen. Zwar verursachte das an-

geblich fehlerhafte Verhalten der Kommission den

geltend gemachten Schaden erst zu dem Zeit-

punkt, zu dem er und weil er durch die Einführung

der vorläufigen Zölle auf die Einfuhren der Erzeug-

nisse der Klägerin mit der Verordnung Nr. 2529/97
bestätigt wurde. Die Kommission zog aber der

Klägerin gegenüberin der Verordnung nur die vor-

läufigen Schlussfolgerungen aus ihrer Prüfung
des genannten Berichts und insbesondere auch

der Höhe des von der Klägerin im Berichtszeit-

raum angewandten durchschnittlichen Ausfuhr-

preises. ... Sonach würde in der vorliegenden

Rechtssacheein blosser Verstoss gegen das Ge-
meinschaftsrecht genügen.»#

Diese Folgerung des EuGist sachlich richtig.

Das Gericht vermeidet zwar, das angeblich feh-

lerhafte Verhalten der Kommission explizit als

administrativen Rechtsakt zu qualifizieren. Trotz-

dem ist aus der Würdigung klar ersichtlich, dass
 

39 Von Bogdandy, zit. in Fn. 4, Art. 215 Rdnr. 75 mit Verweis auf
die Rechtsprechung.
#0 Vgl. Rs. C-122/86, Epicheiriseon Metalleftikon Viomichanikon

kai Naftiliakon/Kommission und Rat, Sig. 1989, 3959, und Rs.T-
167/94, Nölle/Rat und Kommission, Sig. 1995,11-2589, Rdnr. 51
und die dort zitierte Rechtsprechung. In beiden Fällen handelten
die Gemeinschaftsbehörden im Rahmenihrer normativen Befug-
nisse und wirkten legislativ.
#1 EuG-Entscheid, Rdnr. 57-8, 61. 119
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die angeblich fehlerhafte Prüfung des Quartals-

berichts haftungsauslösend ist. Mit Verordnung

Nr. 2529/97 hat die Kommission zwar einen vor-
läufigen Antidumping- und Ausgleichszoll auf die

Einfuhren von Lachs aus Norwegen eingeführt.
Dieser Regelungsinhalt hat durchaus normativen
Charakter und schliesst wirtschaftspolitisches Er-

messen der Kommission ein, ist aber nicht An-
knüpfungspunkt für die Haftung der Gemein-

schaft gegenüber der Klägerin. Die Prüfung des
Quartalsberichts ist entscheidend, und diese

Handlung ist klarerweise ein Einzelakt im Bereich

des administrativen Handelns der Kommission.

Der vorliegende Sachverhalt macht deutlich,

dass die Abgrenzung zwischen Einzel- und gene-

rellen Akten angesichts der verschwimmenden

Grenzen nicht immereinfachist. Und doch kannin

manchenFällen die Zuordnung zur einen oder an-

deren Kategorie bereits entscheidend sein für den

Ausgang einer Schadenersatzklage: Es ist für die

klagende Partei nicht einerlei, einen einfachen

Rechtsverstoss oder eine offenkundige und er-
hebliche Rechtsverletzung zu beweisen. Wie wir

unter IV 2 c) sehen werden, bejaht der EuG in der

vorliegenden Rechtssacheeine einfache Rechts-
verletzung; es ist hingegen höchstfraglich, ob das

fehlerhafte Verhalten der Kommission auch eine
offenkundige und erhebliche Verletzung des

Grundsatzes der ordnungsgemässen Verwaltung

darstellen würde. Für die Praxis ist weiter nach-

teilig, dass sich die Rechtslage keineswegs klar

präsentiert. Bis heuteist nicht restlos geklärt, ob
das haftungsqualifizierende Element auchfür nor-

mative Rechtsakte gilt, bei denen die Anwendung

jedes wirtschaftspolitischen Ermessens ausge-

schlossen ist“. Der EuGH scheint dies neuer-

dings zu verneinen; er hat in der Rechtssache

Bergaderm SA und Goupilzum ersten Malexplizit

festgehalten, dass eine einfache Rechtsverlet-

zung auch im Bereich normativer Rechtsakte aus-

reicht, wenn das Gemeinschaftsorgan «nur über

einen erheblich verringerten oder gar auf Null re-

duzierten Gestaltungsspielraum verfügt»#. Trotz-

dem legen die Gerichte den Begriff der wirt-
schaftspolitischen Entscheidungen regelmässig

derart extensiv aus, dass kaum noch Rechtsakte

vorstellbar sind, die nicht unter diese Kategorie

fallen und damit für die Haftungsbegründung eine

einfache Rechtsverletzung genügen würde.

Diese Überlegungen führen zur zentralen Fra-

ge nach der Begründungfür die hohe Haftungs-
schwelle bei legislativem Unrecht. Der EuGH
 

42 Die Literatur ist in dieser Frage gespalten, siehe etwa Bor-
chardt, zit. in Fn. 20, P.l Rdnr. 243 mit Verweis auf die Rechtspre-
chung; von Bogdandy, zit. in Fn. 4, Art. 215 Rdnr. 84; Gilsdorf/Oli-
ver, zit. in Fn. 2, Art. 215 Ranr. 66; Craig/De Burca,zit. in Fn. 34, 518.
42 Rs. C-352/98, Bergaderm SA und Goupil/Kommission, Urteil
vom 4. Juli 2000, Rdnr. 44.

stellte im HNL-Entscheid klar, eine Haftung für

normatives Unrecht dürfe nur «ausnahmsweise

und unter besonderen Umständen» eingreifen,
und fuhr fort: «Diese einschränkende Auffassung

beruht auf der Erwägung, dass die gesetzgeben-

de Gewalt selbst dann, wenn ihre Handlungen

richterlicher Kontrolle unterworfen sind, bei ihrer

Willensbildung nicht jedesmal durch die Möglich-

keit von Schadenersatzklagen behindert werden

darf, wenn sie Anlass hat, im Allgemeininteresse

Rechtsnormenzu erlassen, welche die Interessen

der einzelnen berühren können.»Diese Begrün-

dung ist auf berechtigte Kritik gestossen; ein Teil

der Lehre lehnt Haftungsbeschränkungen gene-

rell ab, während von einem anderen Teil gefordert

wird, die Haftung für legislatives Unrecht durch

andere Kriterien als die Formel! der «hinreichend

qualifizierten Rechtsverletzung» einzuschrän-

ken‘. Fuss hat sich etwa dafür ausgesprochen,

dass nur die Verletzung eines vom Gemein-

schaftsrecht gewährten Grundrechts die Haftung

für fehlerhafte Normsetzung auslösen kann#$; Ip-

sen hat eine Beschränkung der Haftung für feh-

lerhafte Rechtsetzung auf Einzelfall- oder Mass-

nahmegesetze gefordert?”.

Meines Erachtenssoll auf eine zusätzliche Haf-

tungseinschränkung im Bereich des normativen

Unrechts gänzlich verzichtet werden‘. Rechts-

vergleichende Betrachtungen zeigen, dass die

Praxis des EuGH in den nationalen Haftungssys-

temen keine Grundlage findet; haftungsein-

schränkende Regelungen bei legislatiiem Un-
recht basieren dort regelmässig auf anderen

Überlegungen“. Auch sachliche Gründe spre-
chen gegen die Formel der «hinreichend qualifi-

zierten Rechtsverletzung»: Es besteht kein An-

lass, die Haftung selbst für den Fall auszuschlies-
sen, in dem der Gemeinschaftsgesetzgeber das

ihm zugebilligte weite Ermessen überschritten

hat und derfragliche Rechtsakt rechtswidrig ist.

Im Ergebnis so!l vielmehr ein einfacher Rechts-

verstoss in jedem Fall zur Rechtswidrigkeit einer

 

44 Verb. Rs. 83 und 94/76, 4, 15 und 40/77, HNL, Sig. 1978, 1209,
Ranr. 6.

45 Vgl. die ausführliche Zusammenstellung bei Czaja, zit. in Fn. 5,
90-95.
46 Ernst-Werner Fuss, Anmerkung zum EuGH-Urteil vom 25. Mai

1978, in: Europarecht 1978, 362.
47 Hans Peter Ipsen, Zur Haftung für normatives Unrecht, Fest-

schrift für Jahrreiss, 1974, 96, mit Hinweis auf die Rechtspre-
chung des BGH zum deutschen Staatshaftungsrecht.
4 So auch Czaja, zit. in Fn. 5, 93, mit sorgfältiger Begründung

und Verweis auf die Literatur. Gegen eine vollständige Aufgabe
des Kriteriums der «hinreichend qualifizierten Verletzung» etwa
von Bogdand,y, zit. in Fn. 4, Art. 215 Rdnr. 90. Der EuGH verzichtet
in ständiger Rechtsprechung auf haftungseinschränkende Voraus-
setzungen im Rahmen der Haftung für normatives Unrecht der
Mitgliedstaaten, so explizit in Rs. C-5/94, Hedley Lomas, Sig.
1996, |-2553. Czaja, zit. in Fn. 5, 65 f.
# Wie etwa die demokratische Legitimation des Gesetzgebers

oderdie fehlende gerichtliche Überprüfbarkeit von Gesetzen, Cza-
ja, zit. in Fn. 5, 93.
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Handlung führen, unabhängig davon, ob der

Rechtsakt normativen oder administrativen Cha-

rakter aufweist. Mit dem Verzicht auf haftungs-
einschränkende Voraussetzungen entfällt damit

(im Bereich der ausservertraglichen Haftung) die

problematische Unterscheidung zwischen norma-

tiven und administrativen Rechtsakten, und das
einzige Kriterium für die Prüfungsdichte der Ge-

richte stellt das Vorliegen eines Ermessensspiel-

raums dar°%. Wenn dem handelnden Gemein-
schaftsorgan ein politischer Gestaltungsspiel-
raum eingeräumt wird, ist das urteilende Gericht

verpflichtet, diesen durch eine geringererichterli-

che Prüfungsdichte angemessen zu berücksichti-

gen. Wenn die Gestaltungsfreiheit aber über-

schritten wird, so liegt eine einfache Rechtsver-
letzung vor, die haftungsauslösend wirkt.

b) Exkurs: Die Rechtssache Bergaderm SA

und Goupil und der Abschied von der

Schöppenstedt-Formel?

Der EuGH scheint in der Rechtssache Bergaderm

SA und Goupil vom 4. Juli 2000 tatsächlich die-

sem Ansatz gefolgt zu sein. Der EuG hatte eine

Schadenersatzklage im Zusammenhang mit der

Vorbereitung und dem Erlass einer Anpassungs-
richtlinie abgewiesen, und die Kläger zogen das

Urteil an den EuGH weiter. Dieser führte einlei-

tend aus, dass eine hinreichend qualifizierte Ver-

letzung des Gemeinschaftsrechts bejaht wird,

wenn «ein Gemeinschaftsorgan die Grenzen, die
seinem Ermessen gesetzt sind, offenkundig und

erheblich überschritten hat». Dann fuhr er fort:

«Wenn der Mitgliedstaat oder das betreffende Or-

gan nur über einen erheblich verringerten oder gar

auf Null reduzierten Gestaltungsspielraum ver-

fügt, kann die blosse Verletzung des Gemein-

schaftsrechts ausreichen, um einen hinreichend

qualifizierten Verstoss anzunehmen. ... Insoweit

ist festzustellen, dass es kein entscheidendesKri-

terium zur Bestimmung der Grenzen des dem

fraglichen Organ zustehenden Ermessensspiel-

raumsist, ob die Handlung dieses Organsallge-

mein oder einzelfallbezogen ist.»5' Das Urteil

misst dem Ermessensspielraum, den ein Ge-

meinschaftsorgan geniesst, besonderes Gewicht
zu und ignoriert die bis anhin ausschlaggebende

Unterscheidung zwischen administrativen und

normativen Rechtsakten. Der EuGH folgert kon-
sequent, dass der «Rechtsmittelgrund, der aus-
 

so Vgl. Eberhard Grabitz, NJW 1978, 1743, derin der Urteilsbe-
sprechung zum HNL-Entscheid vorschlägt: «Die Haftung für nor-
matives Unrecht gerade bei wirtschaftspolitischen Entscheidun-
gen einzugrenzen, kann methodisch einwandfrei nur nach einer
vierten Methodegelingen: übereine sinnvolle, die Allgemein- und
Einzelinteressen gegeneinander abwägenden Ermessensüberprü-
fung» und die Kritik an diesem Vorschlag bei Czaja, zit. in Fn. 5, 92.

5! Rs. C-352/98, Bergaderm SA und Goupil/Kommission, Urteil
vom 4. Juli 2000, Rdnr. 44-46.
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schliesslich auf die Qualifizierung der Anpas-
sungsrichtlinie als Einzelfallentscheidung gestützt
ist, auf keinen Fall durchgreift und daher zurück-
zuweisen ist», Das Urteil stellt damit auch die
Schöppenstedt-Formel grundlegendin Frage.

Trotzdem ist der EuG in der vorliegenden
Rechtssache diesem Ansatz nicht gefolgt. Er zi-
tiert das Urteil Bergaderm SA und Goupil zwar,
setzt sich inhaltlich aber nicht mit ihm auseinan-
der®3. Vielmehr hält er an der Unterscheidung zwi-

schen Einzel- und generellen Akten fest und be-

stimmt auf dieser Grundlage die erforderliche
Qualifikation der Rechtsverletzung.

c) Das fehlerhafte Verhalten der Kommission

Nach derFeststellung, dass das angeblich fehler-

hafte Verhalten der Kommissionin der vorliegen-

den Rechtssache eine administrative Handlung

darstellt, prüft der EuG als nächsten Schritt, ob ei-

ne einfache Rechtsverletzung vorliegt: «Daherist

nunmehr zu untersuchen, ob die Kommission bei

der verwaltungsmässigen Kontrolle der Einhal-

tung der Verpflichtung derKlägerin auf Grund des

Berichts vom Oktober 1997 eine Unregelmässig-

keit begangenhat, deren sich eine durchschnitt-

lich vorsichtige und sorgfältige Verwaltung unter

den gleichen Umständennicht schuldig gemacht

hätte.»5* Damit umschreibt er den Grundsatz der

ordnungsgemässen Verwaltung bzw. dessen Ver-
letzung. Dieser Grundsatz gilt nach ständiger

Rechtsprechung als ungeschriebene primärrecht-

liche Vorschrift, deren Verletzung die Rechtswid-

rigkeit nach Art. 288 Abs. 2 EG begründet5®.

Das Gericht kommt nach detaillierter Analyse

des Sachverhaltes zum Schluss, dass die Kommis-

sion tatsächlich fehlerhaft gehandelt hat: «Die
Kommission (konnte sich) angesichts des Berichts,

der a priori die Annahme begründete, dass die Klä-

gerin ihre Verpflichtung eingehalten hatte, doch
nicht, wie sie es getan hat, erlauben, den Inhalt die-

ses Berichts durch Streichung derZeilen, die nega-

tive Werte enthielten, und durch Ersetzungderab-

schliessenden Angabendurch die von ihr selbst auf

der Grundlage des so veränderten Berichts vorge-

nommeneBerechnung des von derKlägerin im Be-

richtszeitraum angewandten Durchschnittsaus-

fuhrpreiseseinseitig zu ändern, ohne der Klägerin
die Gründe darzulegen, aus denensie diese .ab-

schliessenden Angaben unbeachtetliess ...»56
 

52 Rs. 0-352/98, Bergaderm SA und Goupil/Kommission, Urteil
vom 4. Juli 2000, Rdnr. 47.

53 Siehe etwa EuG-Entscheid, Rdnr. 38, 61.
54 EuG-Entscheid, Rdnr. 62.
55 Vgl. Rs. T-575/93, Koelman, Sig. 1996, II-1, Rdnr. 90; Rs. T-

231/97, New Europe Consulting und Brown/Kommission, Sig.
1999, 2403, Ranr. 30-45; von Bogdandy, zit. in Fn. 4, Art. 215 Rdnr.
72. Vg!. Art. 41 der EU-Grundrechtscharta, der ein Recht auf eine
gute Verwaltung enthält.
56 EuG-Entscheid, Ranr. 76. 121
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Unter demselbenTitel prüft der EuG auch das

Verhalten der Klägerin und folgert: «Angesichts

des Umfangs ihres Berichts vom Oktober 1997,

des unklaren Zusammenhangs zwischen denfal-

schenZeilen und denen, die negative Werte ent-

hielten, sowie der Mehrdeutigkeit dieser Werte

hätte die Klägerin der Kommission aus eigenem

Antrieb bei der Übermittlung des Berichts die Er-
klärungen geben müssen, die zu dessen Ver-

ständnis notwendig waren. Die Klägerin hat sich

dadurch, dass sie den Bericht kommentarlos
übersandt hat, einer Nachlässigkeit schuldig ge-

macht, die ... die Bediensteten der Kommission

verwirrt hat.»57

Im Ergebnis steht für das Gericht fest, dass

beide Parteien Unregelmässigkeiten begangen

haben, die «einer durchschnittlich vorsichtigen
und sorgfältigen Verwaltung» bzw. «einem durch-

schnittlich vorsichtigen und sorgfältigen Wirt-

schaftsteilnehmer» unter ähnlichen Umständen
nicht unterlaufen wären®®. Beider Verhalten

«(kann) durch nichts entschuldigt werden», und
das Gericht kommt zum Schluss, dass bei der Prü-

fung der Einhaltung der Verpflichtung derKlägerin

im dritten Quartal 1997 beiden «eine gleich

schwere Unregelmässigkeit zur Last fällt»®9.
Der EuG hält das Verhalten der Kommission

richtigerweise für fehlerhaft und bejaht die

Rechtswidrigkeit als haftungsauslösendes Tatbe-

standselement von Art. 288 Abs. 2 EG. Nicht

nachvollziehbar bleibt hingegen, weshalb das Ge-

richt unter diesem Titel auch ein fehlerhaftes Ver-

halten der Klägerin prüft. Die klägerische Nachläs-

sigkeit betrifft typischerweise die Frage, ob den

Geschädigten ein Mitverschulden bei der Scha-

densentstehungtrifft, und ist bei der Bemessung

des Schadenanspruchs und beim Kausalzusam-

menhang zu berücksichtigen. Danach kann mit-

wirkendes Verhalten des Geschädigten je nach

seiner Bedeutung zur Minderung oder zum gänz-

lichen Ausschluss von Ersatzansprüchen führen,

wobei in der Lehre ganz überwiegend die Mei-
nungvertreten wird, dass auf Seiten des Geschä-

digten ein Verschulden vorliegen muss®®, In der

Rechtssache Adamsstellte der EUGH methodisch

richtig zuerst die Rechtswidrigkeit des Verhaltens

der Kommissionfest und prüfte (und bejahte) erst

bei der Bestimmungdes konkreten Umfangs der

Ersatzleistung ein Mitverschulden des Klägers am

entstandenen Schaden®!. Vorliegend hingegen
 

57 EuG-Entscheid, Rdnr. 89.
58 EuG-Entscheid, Rdnr. 82 bzw. 91.
59 EuG-Entscheid, Rdnr. 91.

6% Vgl. von Bogdandy, zit. in Fn. 4, Art. 215 Rdnr. 118; Gils-
dorf/Oliver, zit. in Fn. 2, Art. 215 Rdnr. 59; Rs. 145/83, Adams, Sig.
1985, 3539; Rs. C-308/87, Grifoni/Kommission, Sig. 1990, 1-1223.

6! Rs. 145/83, Adams, Sig. 1985, 3539: Die Ersatzleistung wurde
auf Grund eines «erheblichen Mitverschuldens» des Klägers um
50% reduziert.

vermischt der EuG diese dogmatisch verschiede-

nen Rechtsfragen. Er bejaht ein mitwirkendes
Verschulden der Klägerin unter dem Titel «Rechts-

widrigkeit» und lässt explizit auch die mangelnde

Erfahrung der Klägerin im Bereich von Antidum-
pingverfahren nicht als schuldausschliessenden

Faktor gelten®2.

Die Folgerungen des EuG sind im Ergebnis

zu begrüssen. Trotzdem bleibt das Unverständnis

über dessen Vorgehen; es könnte zur Annahme

verleiten, dass die Rechtswidrigkeit zwischen Ge-

meinschaft und Klägerin «geteilt» wird - und das

ist haftungsrechtlich schlichtweg nicht möglich.

3. Kein Verschulden?

Während der EuGHin seiner frühen Praxis noch
vom Prinzip der Verschuldenshaftung ausging®3,

scheint er mittlerweile dahin zu tendieren, die Haf-

tung als verschuldensunabhängig zu quali-

fizieren®. In jüngeren Urteilen hat sich der EuGH

mit dem Verschuldenselement gar nicht mehr aus-

einander gesetzt, selbst wenn er im Ergebnis eine

Haftung der Gemeinschaft bejahte®®. Gilsdorf/Olr-

ver sprechen zurückhaltend davon, «dass das Vor-

liegen einer Rechtswidrigkeit das Verschulden in-

diziert und in aller Regel auch impliziert»$$,

Diese Rechtsprechung steht im Einklang mit

der herrschenden Lehre; dogmatisch ist der ge-

meinschaftsrechtliche Haftungstatbestand als

Rechtsverletzung und nicht als Amtspflichtverlet-

zung ausgestaltet, und sachlich wird diese Ent-

wicklung im Interesse der schwierigen Beweisla-

ge des Geschädigten begrüsst”. Gleichzeitig

steht sie aber im Konflikt mit der Rechtslage in

den meisten Mitgliedstaaten; rechtsvergleichen-

de Untersuchungenzeigen, dass das Prinzip der

Verschuldenshaftung ein Bestandteil fast aller

Staatshaftungssystemeder Mitgliedstaaten ist®®.

Auch in der vorliegenden Rechtssache behan-

delt der EuG das Verschulden nicht als eigenstän-

diges Tatbestandsmerkmal. Trotzdem fliessen bei

der Prüfung der Rechtswidrigkeit Elemente ein,

die im Bereich der persönlichen Haftung der Vor-

werfbarkeit und damit dem Verschulden zuzuord-
 

62 EuG-Entscheid, Rdnr. 90.

83 Rs. 5, 7, 13-24/66, Kampffmeyer u.a./Kommission, Sig. 1967,
331, 351.

64 So auch Gilsdorf/Oliver, zit. in Fn. 2, Art. 215 Rdnr. 46; Opper-
mann, zit. in Fn. 10, Rdnr. 171; Schweitzer/Hummer, zit. in Fn. 6,
Rdnr. 618; Czaja, zit. in Fn. 5, 40.

65 Vgl. etwa Rs. 74/74, CNTA/Kommission, Sig. 1975, 531.
& Zit. in Fn. 2, Art. 215 Rdnr. 45.
6 Oppermann,zit. in Fn. 10, Rdnr. 171; Borchardt, zit. in Fn. 20,

P.l Rdnr. 257 mit weiteren Verweisen auf die Literatur.

88 Czaja, zit. in Fn. 5, 39; Gilsdorf/Oliver, zit. in Fn. 2, Art. 215
Rdnr. 45; Jiri Burianek, Das Verschuldenselement - ein den
Rechtsordnungender Mitgliedstaaten gemeinsamerallgemeiner
Rechtsgrundsatzi.S.v. Art. 215 Abs. 2 EWGV?, 1991, 119-20. Da-
nach kenneneinzig Griechenland und Spanien eine völlig ver-

schuldensunabhängige Staatshaftung.
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nen wären. Wenn das Gericht für die Verletzung
des Grundsatzes der ordnungsgemässen Verwal-
tung eine Unregelmässigkeit verlangt, «die eine

durchschnittlich vorsichtige und sorgfältige Ver-
waltung unter ähnlichen Umständennicht began-

gen hätte», dann schimmert hier das Prinzip des
objektivierten Verschuldens durch®9. Hartiey führt
zum faute de service, also der Verletzung des

Grundsatzes der ordnungsgemässen Verwaltung,
anschaulich aus: «The concept, after all, carries a

connotation of blameworthiness and it is therefo-
re necessary to consider whether the shortcom-

ing in question is excusable.»70 Hier geht es zwar

um die Konkretisierung dieses Grundsatzes bzw.

dessen Verletzung, was begrifflich und metho-

disch von der Prüfung der Rechtswidrigkeit unter-

schieden werden muss. Trotzdem sind in der Pra-

xis die Grenzen wohl fliessend, und auch beiLetz-

terer kann das objektivierte Verschuldenselement
noch eine gewisse Rolle spielen.

4. Das Vorliegen eines Schadens und
eines Kausalzusammenhanges

Der EuG prüft als Letztes, ob der von der Klägerin

geltend gemachte Schaden erwiesenist, und ob
zwischen diesem Schaden und dem fehlerhaften

Verhalten der Kommission ein Kausalzusammen-

hang besteht. Das Gericht behandelt beide Tatbe-
standselemente zusammen.

a) Schaden

Der Schadensbegriff”! gemässArt. 288 Abs. 2 EG

ist nach der Rechtsprechung des EuGH weit: Je-

der Nachteil, den der Geschädigte an seinem Ver-

mögen oder an seinen sonstigen rechtlich ge-

schützten Gütern erleidet, bildet grundsätzlich ei-
nen Schadenundist ersatzfähig. Es kann sich da-

bei um einen Vermögensschaden, um einen im-
materiellen Schaden’? oder auch um entgange-

nen Gewinn?3 handeln. Der Ersatzanspruch kann

sowohl auf Geldersatz als auch Naturalrestitution

gerichtet sein, und sein Umfang bestimmt sich

nach derDifferenztheorie, also nach der Differenz
zwischen der tatsächlichen Lage und dem Zu-

 

8 Vgl. dazu Oppermann,zit. in Fn. 10, Rdnr. 171; Ipsen,zit. in Fn.
3, 539, schreibt (allerdings im Jahre 1972): «Zur Haftungsbegrün-
dung der Gemeinschaft genügt die Feststellung eines <«objekti-

vierten» Verschuldens.» In Rs. T-514/93, Cobrecaf SAYKommis-
sion, Sig. 1995, 621, Rdnr. 70, wird die Rechtswidrigkeit bejaht,
weil die Kommission einen «Amtsfehler» begangenhat;ihr Ver-
halten «zeugt nämlich offenkundig von mangelnderSorgfalt».
7° Zit. in Fn. 10, 459,

N Zum Ganzen etwa Gilsdorf/Oliver, zit. in Fn. 2, Art. 215 Rdnr.
50ff.; von Bogdandy, zit. in Fn. 4, Art. 215 Ranr. 112 ff.
72 Verb. Rs. 169/83 und 136/84, Leussink-Brummelhuis, Sig.

1986, 2801, Rdnr. 20; Rs. T-231/97, New Europe Consulting und
Brown/Kommission, Sig. 1999, 11-2403, Rdnr. 53-4.

? Verb. Rs. 5, 7 und 13-24/66, Kampffmeyer u.a/Kommission,
Sig. 1967, 331, 357.

stand, der ohne das schädigendeEreignis bestan-

den hätte”*. Der EuGH hat die Schadensminde-

rungspflicht?5 und die Berücksichtigung zurechen-

baren Mitverschuldens des Geschädigten?®als all-
gemeine Grundsätze des Gemeinschaftsrechts

anerkannt.

Der EuG bejaht in der vorliegenden Rechtssa-

che den behaupteten Schadenin der Form ent-

gangenen Gewinns für die Zeit vom 18. Dezem-
ber 1997 {Einführung der Antidumping- und Aus-
gleichszölle) bis 25. März 1998 (Aufhebung der

Zölle)””. Durch Vergleichszahlen aus den Vorjahren

errechnet das Gericht die Gewinnspanne,die die
Klägerin erzielt hätte, wenn sie ihre Ausfuhrenin

die Gemeinschaft während dieses Zeitraumes

hätte fortsetzen können”®. Das Gericht weist an-
schliessend drei Vorbringen der Kommission, wo-

nach die Klägerin ihre allgemeine Schadensmin-

derungspflicht verletzt hätte, zurück. Das Gericht
hält für erwiesen, i) dass es für die Klägerin wirt-

schaftlich keinen Sinn machte, ihre Erzeugnisse

zu einem um die Zölle erhöhten Preis in die Ge-

meinschaft einzuführen”; ji) dass die Klägerin in

dieserZeit nicht in der Lage war, das völlige Feh-

len von Ausfuhren in die Gemeinschaft durch eine

Steigerung ihrer Verkäufe auf anderen Weltmärk-
ten auch nur teilweise auszugleichen®®; iii) dass

die Klägerin nicht verpflichtet war, zu unveränder-

ten Preisen in die Gemeinschaft zu exportieren

und den Betrag der vorläufigen Zölle durch eine

Bankgarantie sicherzustellen, wie nach Gemein-

schaftsrecht bei vorläufigen Antidumpingzöllen
für betroffene Importeure die Möglichkeit be-

steht; die Klägerin «hätte sich einem ausserge-

wöhnlichen, über das mit jeder kaufmännischen

Tätigkeit verbundene Risiko hinausgehenden
kaufmännischenRisiko ausgesetzt»3'.

b)  Kausalzusammenhang

«Ein Kausalzusammenhang im Sinne vonArtikel

215 (neu Art. 288) Absatz 2 EG-Vertrag liegt vor,

wennein unmittelbarer ursächlicher Zusammen-

hang zwischen dem schuldhaften Verhalten des

betreffenden Organs und dem geltend gemach-

 

74 Verb. Rs. 29, 31, 36, 39-47, 50 und 51/63, S.A. des Laminoirs,
Sig. 1965, 1197, 1234.
75 Verb. Rs. 104/89 und 37/90, Mulder, Sig. 1992, 1-3061, Rdnr. 33.
76 Rs. 145/83, Adams, Sig. 1985, 3539, Rdnr. 53.
77 Weiter macht die Klägerin einen Ersatzanspruch geltend für

Kosten, die sie angeblich für die Wiederherstellung ihrer Position
auf dem Gemeinschaftsmarkt aufgewendethat. Der EuG verwirft
diesen Antrag unter Hinweis darauf, dass dafür kein Beweisele-
mentvorliegt, EuG-Entscheid, Rdnr. 116.
78 EuG-Entscheid, Rdnr. 109-14.
73 EuG-Entscheid, Rdnr. 124-25.
80 EuG-Entscheid, Rdnr. 107.
8! EuG-Entscheid, Rdnr. 122-25. Damit soll den Importeurener-

möglicht werden, ihre Waren weiterhin zu unveränderten Preisen
in die Gemeinschaft einzuführen. Sie setzen sich aber gleichzeitig

der Gefahr aus, die Zollbelastung selbst tragen zu müssen,falls
die Zölle endgültig vereinnahmt werden. 123
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ten Schaden besteht, was der Kläger zu beweisen

hat.»82 Vorliegend bestehen keine Zweifel, dass
zwischen dem fehlerhaften Verhalten der Kom-

mission bei der Prüfung des Quartalsberichts vom
Oktober 1997, das durch die Verordnung Nr.

2529/97 bestätigt wurde, und dem geschäftlichen

Schaden derKlägerin ein solcher Zusammenhang

besteht.

c) Mitwirkendes Verschulden

Der EuG hat oben unter dem Titel Rechtswidrig-

keit bereits festgestellt, dass sowohl der Kom-

mission als auch derKlägerin «eine gleich schwe-

re Unregelmässigkeit zur Lastfällt», was die Prü-

fung der Verpflichtung der Klägerin im dritten

Quartal 1997 anbelangt. Das Gericht kommt bei

der Prüfung des Schadens und des Kausalzusam-

menhanges noch einmal darauf zurück und führt

aus, dass die Kommission «spätestens Ende Ja-

nuar 1998, wie sich aus ihrem Schreiben von die-
sem Tag ergibt, zu der Überzeugung gelangt war,

dass die Klägerin ihre Verpflichtung im dritten
Quartal 1997 eingehalten hatte»®. Ab diesem
Moment hätte die Kommissiondie erforderlichen
Massnahmentreffen müssen, um den Umfang

des Schadens zu begrenzen, also die Aufhebung
der vorläufigen Antidumping- und Ausgleichszölle

auf die Einfuhren der Erzeugnisse der Klägerin

veranlassen müssen. Trotzdem wartete die

Kommission «ohne ersichtlichen Grund bis zum
25. März 1998, um der Klägerin über Verordnung

Nr. 651/98 die formelle rechtliche Gewissheit zu
verschaffen, die sie ihr schon Ende Januar 1998

hätte geben können»88,

Damit kommt der EuG zum Schluss, dass die

Kommissionallein für den der Klägerin ab Ende

Januar 1998 entgangenen Gewinn verantwortlich

ist. «Deshalb haftet die Kommission für die Hälfte
des entgangenen Gewinns der Klägerin vom

18. Dezember 1997 bis 31. Januar 1998 und
für den gesamten Schaden, der der Klägerin vom

1. Februar bis 25. März 1998 entstandenist.»

 

82 EuG-Entscheid, Ranr. 118 mit Verweis auf die Rechtsprechung.

8 EuG-Entscheid, Rdnr. 118-20.
8 EuG-Entscheid, Rdnr. 90; siehe oben IV 2 c).
85 EuG-Entscheid, Rdnr. 132.
86 EuG-Entscheid, Rdnr. 132.
87 EuG-Entscheid, Rdnr. 136.

V. Würdigung

Der besprochene Entscheidist in mehrfacherHin-

sicht bemerkenswert. Er trägt massgeblich zur
weiteren Klärung des ausservertraglichen Haft-

pflichtrechts der EG bei und zeigt einmal mehr,
dass der EuGH bzw. EuG die Ermächtigung, in

Konkretisierung der allgemeinen Rechtsgrundsät-
ze der Mitgliedstaaten ein europäisches Haf-

tungsinstitut zu entwickeln, ernst nimmt. Auch
wenn das methodische Vorgehen zeitweise zu

Fragen Anlass gibt und man rechtsvergleichende
Erörterungen vergeblich sucht, so haben die bei-

den Gerichte ihre Aufgabe der Ausfüllung vonArt.
288 Abs. 2 EG doch in weitem Umfang erfüllt. In-

haltlich bleibt vorliegend einzig unverständlich,
warum sich der EuG nicht aktiv mit dem neuen

Ansatz des EuGHin der Rechtssache Bergaderm

SA und Goupil auseinander setzt und den erfor-

derlichen Schweregrad der Rechtsverletzung

stattdessen auf Grund der «klassischen» Unter-
scheidung zwischen Einzel- und generellen Akten

bestimmt.

Wegweisend ist die rechtspolitische Bedeu-
tung desUrteils, die schwerlich überschätzt wer-

den kann. Der EuGH und EuG habensich in stän-
diger Rechtsprechung äusserst zurückhaltend ge-

zeigt mit der Gutheissung von Schadenersatzkla-
gen. Während der EuGH die Haftungsschwelle im

Bereich des normativen Handelns der Gemein-
schaftsorgane bewusst hoch ansetzt und explizit

fordert, dass eine Haftung nur «ausnahmsweise

und unter besonderen Umständen» eingreifen

darf®s, wurden im Bereich des administrativen
Handelns die meisten Ersatzforderungen auf

Grund formaljuristischer Argumente abgewiesen.

Gegen rechtswidrige Einzelakte wurde bis heute

überhaupterst in drei Fällen Schadenersatz zuge-
sprochen®®. Damit gibt der Entscheid ein deutli-

ches Signal, dass der EuG gewillt ist, seine Funk-
tion im institutionellen Gewaltengefüge der Ge-

meinschaft tatsächlich wahrzunehmen und Ver-

fehlungen der anderen Organe schonungslos zu

sanktionieren: Gestaltungsmacht verlangt Scha-
densverantwortung. Der EuG macht klar, dass

dies nicht nur natürlichen und juristischen Perso-
nen der Mitgliedstaaten zugute kommt, sondern

auch gemeinschaftsexternen Personen. Viele Fir-

menauf der ganzen Welt wirds freuen!

 

83 Rs. 83 und 94/76,4, 15 und 40/77, HNL, Sig. 1978, 1209, Rdnr.5.

8 Rs. 145/83, Adams, Sig. 1985, 3539; Rs. T-514/93, Cobrecaf
u.a./Kommission, Sig. 1995, 1-621; Rs. T-231/97, New Europe
Consulting und Brown/Kommission, Sig. 1999, 11-2403.


